
SATZUNG

des Bürger- und Heimatvereins Eberbach e.V.
__________________________________________________________________

I. ALLGEMEINES

§ 1 – Name, Sitz

Der Verein führt den Namen

„Bürger- und Heimatverein Eberbach e. V.“

Er ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Heidelberg eingetragen; sein Sitz ist in
69412 Eberbach/ Neckar.

§ 2 – Vereinszweck

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Er will durch
seine Tätigkeit dazu beitragen, das Leben und Wohnen in Eberbach lebenswerter
zu machen; er setzt sich ein für die Pflege und Erhaltung der Stadt und der sie
umgebenden Landschaft, die Erschließung heimatlicher Schönheiten, die Pflege
der Heimatkunde und des heimatlichen Brauchtums.

§ 3 – Gemeinnützigkeit

Der Verein ist überparteilich und überkonfessionell. Er ist selbstlos tätig, er verfolgt
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Tätigkeit
aller Organe des Vereins ist ehrenamtlich. Reisekosten und Barauslagen werden
erstattet.
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II. MITGLIEDSCHAFT

§ 4 - Mitgliedsarten

Der Verein besteht aus:

a) ordentlichen Mitgliedern

b) Ehrenmitgliedern

§ 5 – Erwerb der Mitgliedschaft

Ordentliche Mitglieder können werden:

1. natürliche Personen

2. Personenvereinigungen

3. juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechtes, die
die gemeinnützigen Satzungszwecke unterstützen wollen.

Die Aufnahme als Mitglied erfolgt durch den Vorstand nach schriftlicher
Beitrittserklärung. Der Vorstand ist nicht verpflichtet, etwaige Ablehnungsgründe
bekanntzugeben.

Zu Ehrenmitgliedern können auf Vorschlag des Vorstandes und durch Beschluss
der Mitgliederversammlung solche Personen ernannt werden, die sich um die
Förderung der Vereinsziele besondere Verdienste erworben haben. Die
Ehrenmitglieder müssen vor ihrer Ernennung nicht ordentliche Mitglieder gewesen
sein.

§ 6 – Erlöschen der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet:

a) durch Austritt, der nur zum Ende des Geschäftsjahres erfolgen kann und dem
Vorstand mindestens drei Monate vor Ablauf des Geschäftsjahres schriftlich
angezeigt werden muss.

b) durch Tod oder

c) durch Ausschluss des Mitglieds durch die mit einfacher Mehrheit entscheidende
Vorstandschaft. Mitglieder können ausgeschlossen werden, wenn sie gegen die
Satzung verstoßen, insbesondere wenn sie eigennützige Zwecke durchsetzen
wollen, ihren Mitgliedsbeitrag nicht oder nicht regelmäßig bezahlen oder wenn
durch ihr Auftreten und Lebenswandel das Ansehen des Vereins geschädigt wird.
Der Ausschluss wird sofort wirksam. Bereits bezahlte Mitgliedsbeiträge werden
nicht zurückerstattet. Vor Beschlussfassung ist dem Auszuschließenden
Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsichtigen Ausschließung zu äußern.
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Mit dem Ende der Mitgliedschaft erlöschen alle Rechte und Ansprüche, die sich aus
der Vereinszugehörigkeit ergeben. Dem Verein bleibt die Eintreibung rückständiger
Mitgliedsbeiträge vorbehalten. Wird eine juristische Person oder
Personenvereinigung aufgelöst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit
dem Ende des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam
geworden ist. Im Falle der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum
Ende des Geschäftsjahres durch den Rechtsnachfolger fortgesetzt.

§ 7 – Rechte der Mitglieder

Die Mitglieder sind berechtigt

a) durch Anregungen und Vorschläge die Vereinsarbeit zu fördern

b) an den Mitgliederversammlungen teilzunehmen

c) sich an den Abstimmungen zu beteiligen

d) Anträge für die Tagesordnung der Jahreshauptversammlung einzureichen

e) bei Anträgen auf Berufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung
mitzuwirken. Zu solchen Anträgen bedarf es der Unterschriften von mindestens
10% der Mitglieder.

f) die Niederschrift über die Jahreshauptversammlung einzusehen.

§ 8 – Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sind verpflichtet

a) den Verein in seinen gemeinnützigen Bestrebungen zu unterstützen und
gehalten, ihm die dazu nötige Auskunft zu geben

b) den Beschlüssen der Mitgliederversammlung nachzukommen

c) den Beitrag rechtzeitig zu entrichten

§ 9 – Beitrag

Die Höhe des Mitgliedsbeitrages wird durch die Mitgliederversammlung festgelegt.

Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende sind von der Zahlung des Beitrages befreit.
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III VEREINSORGANE

§10 – Arten

Die Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung

b) der Vorstand

c) der Beirat

§11 – Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins.
In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied ab dem vollendeten 18.
Lebensjahr eine Stimme, ebenso juristische Personen und Personenvereinigungen,
die die Mitgliedschaft erworben haben. Das Stimmrecht kann nur durch anwesende
Mitglieder ausgeübt werden.

Die Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten des Vereins in der
Mitgliederversammlung aus. Sie wird vom Vorsitzenden jährlich mindestens einmal
einberufen. Die Mitglieder üben ihre Rechte persönlich aus. Juristische Personen
und Personenvereinigungen können sich durch einen Bevollmächtigten vertreten
lassen. Für eine Vollmacht ist Schriftform erforderlich. Mitglieder, die bei einem zu
beratenden Gegenstand befangen sind, dürfen an der Beschlussfassung über
diesen Gegenstand nicht teilnehmen. Eine außerordentliche
Mitgliederversammlung hat stattzufinden, wenn ein Zehntel der Mitglieder die
Einberufung schriftlich mit Angabe der Verhandlungsgegenstände gegenüber dem
Vorstand beantragt. Die Mitgliederversammlung ist wenigstens 2 Wochen vorher
unter Angaben der Tagesordnung einzuberufen. Tagungsort ist Eberbach. Die
Einberufung erfolgt schriftlich (per Post oder E-Mail). Die Mitgliederversammlung
kann Gäste und die Presse zulassen und ist ohne Rücksicht auf die Zahl der
erschienenen Mitglieder beschlussfähig.

Jedes Mitglied hat eine Stimme. Ein Antrag ist angenommen, wenn die einfache
Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten zustimmt. Anträge der Mitglieder
müssen mindestens eine Woche vorher schriftlich eingereicht werden; sie sollen mit
einer Begründung versehen sein.

Anträge, die während der Mitgliederversammlung eingebracht werden, bedürfen zu
ihrer Behandlung der Zustimmung der Zweidrittelmehrheit der anwesenden
Stimmberechtigten. Ihre Behandlung ist ausgeschlossen, wenn es sich um
Grundsatzfragen des Vereins oder um Satzungsänderungen handelt
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Für Wahlen gilt folgendes:

Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen erhalten, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, die die
beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben.

Der die Sitzung leitende Vorsitzende bestimmt die Art der Abstimmung.
Die Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann geheime Abstimmung beschließen.

Die Tagesordnung der Mitgliederversammlung muss folgende Punkte enthalten:

a) Jahresbericht

b) Jahres-Rechnung

c) Rechnungsprüfungsbericht

d) Entlastung des Vorstandes

e) Wahlen – soweit erforderlich

f) vorliegende Anträge

Über die Verhandlungen der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift
anzufertigen, die vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen
ist. Sie soll folgende Feststellungen enthalten:

a) Ort, Tag und Zeit der Versammlung

b) die Person des Versammlungsleiters

c) die Zahl der erschienenen Personen

d) die Tagesordnung

e) die einzelnen Abstimmungsergebnisse

f) die Art der Abstimmung

g) den genauen Wortlaut bei erfolgter Satzungsänderung

Beschlüsse der Mitgliederversammlung:

a) über Änderung solcher Bestimmungen der Satzung, die den Zweck
oder die Vermögensverwaltung des Vereins betreffen

b) über Verwendung des Vermögens des Vereins bei seiner Auflösung
oder Wegfall des bisherigen Zwecks

sind vor Inkrafttreten dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen und dürfen erst nach
dessen Zustimmung durchgeführt werden. Das gilt ebenso für Beschlüsse über die
künftige Verwendung des Vermögens.
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§ 12 – Vorstand

1.  Der Vorstand setzt sich zusammen aus:

a)  dem 1. Vorsitzenden

b)  dem 2. Vorsitzenden

c)  dem Schriftführer

d)  dem Rechnungsführer

2.  Der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende sind geschäftsführende Vorstände.
Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich in allen Angelegenhei-
ten des Vereins (§ 26 Abs. 2 BGB) soweit erforderlich nach Maßgabe der Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung. Jeder hat das Alleinvertretungsrecht.
Intern geht das Vertretungsrecht des 1. Vorsitzenden vor.

3.  Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung auf Dauer
von zwei Jahren, vom Tag der Wahl an gerechnet, und in folgendem Turnus
gewählt:
In geraden Kalenderjahren: 1. Vorsitzender, und Schriftführer.
In ungeraden Kalenderjahren: 2. Vorsitzender und Rechnungsführer.
Sie scheiden – vorbehaltlich vorzeitiger Amtsniederlegung – jedoch erst mit der
Wahl ihres Nachfolgers aus dem Amt aus.

4.  Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds ist der verbleibende
Vorstand berechtigt, für die restliche Amtsdauer einen Nachfolger zu bestellen.

5.  Die laufenden Geschäfte des Vereins werden durch den 1. Vorsitzenden
wahrgenommen.
Entscheidungen bis 2.000,- € kann er alleine treffen, darüber hinaus entscheidet
die gesamte Vorstandschaft.

6.  Der Rechnungsführer ist für die ordnungsgemäße Verwaltung der Vereinsgelder
verantwortlich. Der von ihm zu fertigende Jahresabschluss wird nach Prüfung
seitens der Kassenprüfer der Mitgliederversammlung vorgelegt. Zwei
Kassenprüfer sind für jedes Geschäftsjahr von der Mitgliederversammlung neu
zu wählen.

5. Mitglieder des Vorstandes müssen Vereinsmitglieder sein.

6.  Die Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt. Sie werden vom 1.
Vorsitzenden einberufen. Einer Bekanntgabe der Tagesordnung bedarf es nicht.

7. Aufgabe des Vorstandes

Der Vorstand leitet den Verein nach den in § 2 genannten Vereinszielen. Er hat
die Mitgliederversammlung vorzubereiten, durchzuführen und ihre Beschlüsse
auszuführen, das Vereinsvermögen zu verwalten und gegenüber der
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Mitgliederversammlung Rechenschaft abzugeben. Der 1. Vorsitzende leitet alle
Verhandlungen und Vereinsgeschäfte. In seiner Vertretung handelt der zweite
Vorsitzende.

8. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Vorstandsmitglieder mitwirken. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Leiters der Vorstandssitzung. Über die Beschlüsse des Vorstandes ist eine
Niederschrift zu fertigen.

9.  Es können durch den Vorstand Nebenordnungen und Aufgabenbeschreibungen
erstellt werden

§13 – Beirat

Der Beirat besteht aus:

a)  den Leitern der jeweiligen Projektgruppen

b)  dem Pressewart

c)  dem Ehrenvorsitzenden

1. Um den Vorstand bei der laufenden Vereinsarbeit zu unterstützen, können
Projektgruppen gebildet werden. Die Leiter der Projektgruppen führen ihre
Tätigkeit nach Abstimmung mit dem Vorstand weitestgehend selbstständig und
eigenverantwortlich aus.
Die Leiter der Projektgruppen werden vom Vorstand bestellt.

2. Der Pressewart ist für die Öffentlichkeitsarbeit des Vereins zuständig. Zu seinen
Aufgaben gehört, es in Abstimmung mit dem Vorstand und den Projektleitern
Termine, Ankündigungen und Berichte über die Vereinsarbeit zu erstellen und
für deren Veröffentlichung Sorge zu tragen. Der Pressewart wird vom Vorstand
bestellt.

3.  Ehrenvorsitzender kann werden, wer sich um die Leitung und Führung des
Vereins besonders verdient gemacht hat. Wer Ehrenvorsitzender werden soll,
wird vom Vorstand vorgeschlagen und von der Mitgliederversammlung
beschlossen.

4. Der Beirat ist berechtigt an allen Vorstandssitzungen beratend teilzunehmen.
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IV. SCHLUSSBESTIMMUNG

§ 14 – Satzungsänderung

Änderungen der Satzung durch die Mitgliederversammlung bedürfen einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.

Der Entwurf der Satzungsänderung ist zwei Wochen vorher den Mitgliedern
mitzuteilen.

§ 15 – Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§ 16 – Auflösung des Vereins

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Auflösung des Vereins erfordert die
Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln aller Mitglieder, welche mit
Zweidrittelmehrheit beschließt. Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von
4 Wochen eine neue Mitgliederversammlung satzungsmäßig (§12) mit derselben
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen
Vereinsmitglieder die Auflösung mit einfacher Mehrheit der Anwesenden
beschließen kann. Im Falle einer Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des
Vereins an die Stadt Eberbach, die es unmittelbar und ausschließlich für
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat

Diese Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 15.Juli 2015 beschlossen.

BÜRGER- UND HEIMATVEREIN EBERBACH e.V.

J. Müller M. Huck
1. Vorsitzender 2. Vorsitzender


